
 

 

 

 

 

Tierseuchenrechtliche Allgemeinverfügung 

Anordnung eines Impfverbotes gegen die Infektion mit dem Virus der Bovinen Vi-

rusdiarrhoe (BVDV) bei Rindern nach der Verordnung (EU) 2016/429 und der De-

legierten Verordnung (EU) 2020/689 

 

Aufgrund des Art. 46 Abs. 1 lit. a) der Verordnung (EU) 2016/429 des Europäischen Parla-

ments und des Rates vom 9. März 2016 zu Tierseuchen und zur Änderung und Aufhebung 

einiger Rechtsakte im Bereich der Tiergesundheit und der Art. 20 und 18 Abs. 1 lit. b)  Nr. vi 

i. V. m. Anhang IV Teil VI Kapitel 1 der Delegierten Verordnung (EU) 2020/689 werden nach-

stehende Maßnahmen für Rinder haltende Betriebe im gesamten Gebiet der Stadt Mülheim 

an der Ruhr bekannt gegeben und verfügt. 

 

I. 1.) Die Impfung von Rindern gegen die Infektion mit dem BVD-Virus ist ab sofort  

     im gesamten Gebiet der Stadt Mülheim an der Ruhr verboten. 

 

2.) Die zuständige Behörde kann als Risikominderungsmaßnahmen zur Verhin-

 derung einer Reinfektion im Fall eines Ausbruchs Ausnahmen vom Impfverbot   

nach vorgenannter Nr. 1 gestatten. 

 

3.) In Rinder haltende Betrieben dürfen ab sofort nur Rinder eingestellt werden, 

die nicht gegen BVD geimpft wurden. 

 

II. Die sofortige Vollziehung der unter I. getroffenen Anordnungen dieser Allgemein-

verfügung wird angeordnet, soweit nicht bereits kraft Gesetzes die aufschie-

bende Wirkung aufgehoben ist. 

 

III. Diese Allgemeinverfügung tritt am Tage nach der Veröffentlichung in Kraft und gilt 

so lange, bis ich sie wieder aufhebe. 

 

 

Begründung: 

Die Bovine Virus Diarrhoe (BVD) ist eine Rinderkrankheit, die weltweit vorkommt und zu 

den verlustreichsten Virusinfektionen bei Rindern zählt. Die BVD-Viren (BVDV) gehören zu 

den Pestiviren. 



Die Übertragung des Virus erfolgt horizontal, über verschiedene Körpersekrete, oder ver-

tikal als Infektion während der Trächtigkeit von der Mutter auf das Kalb. Die Infektionen 

verlaufen oft symptomlos oder gehen mit Durchfällen, respiratorischen Erkrankungen und 

Leistungsabfall einher. Bei der Infektion seronegativer trächtiger Rinder kann es in Ab-

hängigkeit vom Infektionszeitpunkt neben verschiedenen Komplikationen zur Entstehung 

von PI-Kälbern (persistent mit dem BVD-Virus infiziert) kommen. PI-Kälber können kli-

nisch unauffällig erscheinen, spielen aber als dauerhafte Virusausscheider für die Auf-

rechterhaltung von Infektketten in Beständen oder Regionen eine zentrale Rolle. So kön-

nen sie das Virus über Kontakte, z. B. während des Transportes, sehr einfach weiterver-

breiten. 

Die BVD wird seit dem 01.01.2011 in Deutschland staatlich bekämpft. Seither ist ein kon-

tinuierlicher Rückgang der Anzahl BVDV-infizierter Bestände zu verzeichnen. Im Vorder-

grund der Bekämpfung steht die Identifikation von PI-Tieren und deren Entfernung aus 

den Beständen. 

Langfristiges Ziel ist es, die Erkrankung in Nordrhein-Westfalen vollständig zu tilgen. 

Bei einer Umfrage der HI-Tier Datenbank wurde ermittelt, dass in Nordrhein-Westfalen im 

Jahr 2021 in ca. 475 Betrieben mehr als 75.000 Impfungen gegen BVD verabreicht wur-

den. Bei einer Zahl von 16.000 Rinder haltenden Betrieben und 1,3 Millionen Rindern in 

Nordrhein-Westfalen entspräche das einem Anteil von 3 % an Betrieben*, in denen ge-

impft wurde, und 5,8 % geimpften Rindern* in der gesamten Population (*Quelle: Lan-

desbetrieb Information und Technik Nordrhein-Westfalen; Rinderbestände im November 

2020 gemäß Auswertung der HI-Tier Datenbank).  

Im Hinblick auf das bei der Europäischen Kommission eingereichte BVD-Tilgungspro-

gramm mit dem ausdrücklichen Ziel, den Status „frei von BVD in Bezug auf gehaltene 

Rinder“ gewährt zu bekommen, ist diese hohe Impfquote nicht länger angebracht. 

Daher hat Nordrhein-Westfalen bei der EU die Genehmigung eines Tilgungsprogramms 

gemäß Artikel 31 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2016/429 beantragt. Das Tilgungspro-

gramm zielt darauf ab, für Nordrhein-Westfalen die Anerkennung als seuchenfreie Zone 

gemäß Artikel 36 der Verordnung (EU) 2016/429 zu erlangen. Ein solcher Status ermög-

licht es dann, durch verpflichtende Zusatzgarantien beim Verbringen von Rindern die Rin-

derbestände in Nordrhein-Westfalen vor BVDV-Neuinfektionen zu schützen. 

 

Zu. I. 

Rechtsgrundlage für die Anordnung eines Impfverbots ist Art. 46 Abs. 1 lit. a) der Verord-

nung (EU) 2016/429. Hiernach können Verbote und Beschränkungen in Bezug auf die 

Verwendung von Tierarzneimitteln ergriffen werden. Für die Erlangung des Status „frei 

von BVD in Bezug auf gehaltene Rinder“ bzw. die Aufrechterhaltung diese Status ist ein 

Verbot der Impfung für gehaltene Rinder gemäß Anhang IV Teil VI Kapitel 2 Abschnitte 1 

und 2 der Delegierten Verordnung 2020/689 gesetzlich vorgeschrieben. 

Die Anforderungen zur Gewährung und Aufrechterhaltung des Status „frei von BVD“ in 

Bezug auf einen Betrieb, in dem Rinder gehalten werden, werden auf Art. 18 Abs. 1 lit. b) 



Nr. vi i. V. m. Anhang IV Teil VI Kapitel 1 der Delegierten Verordnung (EU) 2020/689 

gestützt. 

Mit Geltungsbeginn der Verordnung (EU) 2016/429 am 21. April 2021 wurde allen Rinder-

haltungsbetrieben, die gemäß § 1 Nr. 2 der Verordnung zum Schutz der Rinder vor einer 

Infektion mit dem Bovinen Virusdiarrhoe-Virus (BVDV-Verordnung) als „BVDV-unverdäch-

tiger Rinderbestand“ eingestuft worden sind, der Status „frei von BVD“ gewährt. 

Dieser Status kann nur aufrechterhalten werden, wenn seit der Gewährung des Status im 

Bestand kein Rind gegen BVD geimpft wurde (Anhang IV Teil VI Kapitel 1 Abschnitt 2 Abs. 

1 lit. b) der Delegierten Verordnung (EU) 2020/689).  

 

Die Einstellungsanordnung in Abschnitt I Nr. 3 ist auf Art. 18 Abs. 1 lit. a) Nr. v der 

Delegierten Verordnung 2020/689 gestützt. Danach haben die Unternehmer sämtliche von 

der zuständigen Behörde als notwendig erachtete Maßnahmen zu erfüllen. Die Maßnahme, 

dass nur Rinder, die nicht gegen die BVDV-Infektion geimpft worden sind, in Rinder hal-

tende Betriebe eingestellt werden dürfen, ist notwendig, weil eine Unterscheidung von 

Impf- und Feldvirusantikörpern bei BVDV nicht möglich ist. Nur die Antikörperfreiheit be-

weist somit sicher die Abwesenheit des BVDV im Rinderbestand. Ein Betrieb kann weiterhin 

einen Status „frei von BVD“ gemäß Artikel 18 Absatz 1 i. V. m. Anhang IV Teil VI Kapitel 

1 Abschnitt 2 Nr. 1 Buchstabe d der Delegierten Verordnung (EU) Nr. 2020/689 der Kom-

mission nur aufrechterhalten, wenn in den Betrieb nur Rinder eingestellt werden, die nicht 

gegen BVDV geimpft wurden, sofern der Betrieb in einer BVD-freien Zone liegt. 

 

Gemäß § 2 Abs. 1 Nr. 2 der BVDV-Verordnung kann die zuständige Behörde die Impfung 

der Rinder eines bestimmten Gebietes gegen die BVDV-Infektion verbieten, wenn Belange 

der Tierseuchenbekämpfung nicht entgegenstehen. Die mit einer Impfung verbundene 

Unsicherheit in Bezug auf die Virusfreiheit stellt bei der Vielzahl der Kontaktmöglichkeiten 

im Viehverkehr ein nicht vertretbares Risiko für die BVDV-freie Rinderpopulation dar. Eine 

Einschleppung von BVDV wird auch dadurch verhindert, dass gemäß Abschnitt I Nr. 3 der 

Allgemeinverfügung ausschließlich BVDV-unverdächtige Rinder in Bestände verbracht 

werden dürfen. Neuinfektionen werden in erster Linie auf den Zukauf von nichtvirusfreien 

Tieren zurückgeführt. Eine vorbeugende Schutzimpfung von Rindern gegen die BVDV-In-

fektion ist deshalb entbehrlich. 

 

Die getroffenen Maßnahmen sind aus Gründen der Tierseuchenbekämpfung geeignet, er-

forderlich und angemessen.  

Sie verfolgen in erster Linie den Zweck der Förderung der Tiergesundheit, der Verhinde-

rung von Reinfektionen und der Verhinderung volkswirtschaftlicher Schäden. Sie dienen 

damit dem öffentlichen Interesse. Weiterhin verfolgen sie den Zweck, zu verhindern, dass 

in Betrieben mit dem Status „frei von BVDV“ gegen BVDV geimpfte Rinder nicht von an 

BVDV erkrankten Rindern zu unterscheiden sind und dadurch ein gewährter Status ge-



fährdet würde. Dieses würde das Erkennen eines Seuchenausbruchs verzögern und ein-

schränken und ein frühzeitiges Einsetzen von Seuchenbekämpfungsmaßnahmen erschwe-

ren.  

Zur Verfolgung dieser Zwecke sind das Impfverbot und die Einstellungsanordnung geeig-

nete Maßnahmen, um den Anteil nicht geimpfter BVDV-freier Tiere innerhalb der Rinder-

population kontinuierlich zu erhöhen und wesentliche Voraussetzung zur Gewährung des 

Status „frei von BVD in Bezug auf gehaltene Rinder“ auf Grundlage der Delegierten Ver-

ordnung (EU) 2020/689 der Kommission.  

Um eine Anerkennung durch die Kommission zu erreichen, sind das Impfverbot und die 

Beschränkung der Einstellungsmöglichkeiten erforderlich. Es gibt keine alternativen Mög-

lichkeiten, mit denen die angestrebten Ziele gleich gut erreicht werden könnten und die 

gleichzeitig gleich wirksam sind. 

Das Impfverbot und die Einstellungsanordnung sind ferner angemessen, da das öffentliche 

Interesse an der Bekämpfung der Seuche das Interesse der Rinderhalter am freien Be-

stimmungswillen über ihr Eigentum überwiegt. Bei den Verfügungen handelt es sich ledig-

lich um Nutzungsbeschränkungen. Diese stellen keine Eigentumsentziehung dar.  

Eine BVDV-Infektion kann zu massiven klinischen Erscheinungen und damit wirtschaftli-

chen Einbußen führen. Auch die erforderlichen seuchenprophylaktischen Maßnahmen zum 

Schutz der Betriebe, die die BVD getilgt haben, vor Reinfektionen bedeuten für diese Un-

ternehmen nicht unerhebliche wirtschaftliche Aufwendungen für Biosicherheitsmaßnah-

men, welche nicht durch den Betrieb selbst, sondern die Tierhaltungen in der Region mit 

niedrigerem seuchenhygienischen Status bedingt werden. Aus dem Vorgenannten ergibt 

sich, dass das öffentliche Interesse an den angeordneten Maßnahmen die Interessen der 

dadurch betroffenen Tierhalter am freien Bestimmungswillen über ihr Eigentum überwiegt. 

Dem Interesse der betroffenen Tierhalter, mit ihren Tieren nach Belieben verfahren zu 

können, stehen mögliche erhebliche wirtschaftliche Schäden, der Schutz der freien Be-

stände und die Tiergesundheit als zwingende Gründe gegenüber. Zudem dienen die ange-

ordneten Maßnahmen dazu, die Anerkennung als BVDV-freie Zone zu erreichen. Damit 

geht wegen des höheren Tiergesundheitsstandards der Rinder eine Verbesserung der Han-

delsmöglichkeiten für alle Tierhalter einher. Da dies allen Rinderhaltern zugutekommt, 

dienen die Maßnahmen letztlich auch den Interessen der von den Maßnahmen betroffenen 

Tierhalter. 

 

Darüber hinaus ist in Abschnitt I Nr. 2 der Allgemeinverfügung zur Vermeidung unbilliger 

Härte eine Ausnahmemöglichkeit vorgesehen. So kann für Rinderhaltungen, von der zu-

ständigen Behörde im Einzelfall eine Ausnahme vom allgemeinen Impfverbot erteilt wer-

den. 

 

Begründung der Anordnung der sofortigen Vollziehung: 

Nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 der Verwaltungsgerichtsordnung kann die sofortige Vollziehung im 

öffentlichen Interesse besonders angeordnet werden. Diese Voraussetzung liegt hier vor, 



da die Ausbreitung der BVD und somit die Gefahr von tiergesundheitlichen wie auch wirt-

schaftlichen Folgen sofort unterbunden werden muss. Es besteht ein öffentliches Interesse 

daran, dass eine BVD möglichst frühzeitig erkannt wird, um sofort notwendige Seuchen-

bekämpfungsmaßnahmen einleiten zu können. 

Käme es hierbei zu einer zeitlichen Verzögerung durch Rechtsmittel mit aufschiebender 

Wirkung, würde die Verbreitung der BVD begünstigt oder könnte eine bereits stattgefun-

dene Verschleppung erst verspätet erkannt werden. Dadurch würden den betroffenen 

empfänglichen Tieren erhebliche, letztlich vermeidbare Leiden und Schäden zugefügt wer-

den sowie den Halterinnen und Haltern erhebliche wirtschaftliche Schäden entstehen. 

Im Interesse einer effektiven Tierseuchenbekämpfung überwiegt das öffentliche Interesse 

daran, dass auch während eines Rechtsmittelverfahrens die erforderlichen Seuchenerken-

nungsmaßnahmen durchgeführt werden können. Die Maßnahmen dienen dem Schutz sehr 

hoher Rechtsgüter. Die Gefahr der Weiterverbreitung der Seuche und der damit verbun-

dene wirtschaftliche Schaden sind höher einzuschätzen als persönliche Interessen an der 

aufschiebenden Wirkung als Folge eines eingelegten Rechtsbehelfs. 

 

Rechtsbehelfsbelehrung 

Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage er-

hoben werden. 

Die Klage ist beim Verwaltungsgericht in Düsseldorf, Bastionstraße 39, 40213 Düsseldorf, 

schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu 

erklären. Die Klage kann auch mit qualifizierter elektronischer Signatur durch Zuleitung 

über das Elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGVP) des Gerichts erhoben 

werden. Falls die Frist durch das Verschulden einer von Ihnen bevollmächtigten Person 

versäumt werden sollte, so würde dessen Verschulden Ihnen zugerechnet. 

 

Auf Ihren Antrag kann das Verwaltungsgericht Düsseldorf die aufschiebende Wirkung gemäß 

§ 80 Abs. 5 Verwaltungsgerichtsordnung ganz oder teilweise wiederherstellen. 

 

 

Hinweise: 

- Anzeigepflicht: Jeder Verdacht der Erkrankung auf BVD ist dem Veterinäramt unver-

züglich anzuzeigen (§ 4 Tiergesundheitsgesetz). 

- Ordnungswidrigkeit: Gemäß § 32 Abs. 2 Nr. 3 des Tiergesundheitsgesetzes handelt 

ordnungswidrig, wer vorsätzlich oder fahrlässig dieser Allgemeinverfügung zuwider-

handelt. Ordnungswidrigkeiten können mit einem der Schwere der Zuwiderhandlung 

angemessenen Bußgeld bis zu 30.000,00 Euro geahndet werden. 

- Einsicht und Information: Nähere Informationen sind bei dem Veterinäramt der Stadt 

Mülheim an der Ruhr zu erhalten. Diese Allgemeinverfügung kann beim Oberbürger-

meister der Stadt Mülheim an der Ruhr eingesehen werden 

 



 

Rechtsgrundlagen: 

- Tiergesundheitsgesetz (TierGesG) 

- Verordnung (EU) 2016/429 zu Tierseuchen und zur Änderung und Aufhebung einiger 

Rechtsakte im Bereich der Tiergesundheit (Verordnung (EU) Nr. 2016/429) 

- Delegierten VO (EU) 2020/689 zur Ergänzung der Verordnung (EU) 2016/429 des 

Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich Vorschriften betreffend Über-

wachung, Tilgungsprogramme und den Status „seuchenfrei“ für bestimmte gelistete 

und neu auftretende Seuchen (Delegierten VO (EU) 2020/689) 

- Verordnung zum Schutz der Rinder vor einer Infektion mit dem Bovinen Virusdiarrhoe-

Virus (BVDV-VO) 

- Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 

- Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG) 

 

in der jeweils geltenden Fassung. 

 

 

 

Mülheim an der Ruhr, 08.04.2022 

 

Im Auftrag 

 

gez. Dr. Schwalenstöcker-Waldner 

            (Amtstierärztin) 


